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 Ihr Zweitantrag auf Akteneinsicht nach der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 - GESTDEM 2019/1488 

Sehr geehrter  

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 15. April 2019, das am 13. Mai 2019 bei uns 

registriert wurde und in dem Sie gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen 

Parlaments, des Rates und der Kommission
2
 (im Folgenden „Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001“) einen Zweitantrag auf Akteneinsicht stellen.  

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

In Ihrem Erstantrag vom 12. März 2019‚ der an die Generaldirektion Wettbewerb 

gerichtet war‚ beantragten Sie nach Art. 15 Abs. 3 AEUV i.V.m Art. 2 Abs. 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates über den 

Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten der EU-Organe Zugang zu sämtlichen die 

gegenständliche Beihilfebeschwerde betreffenden Dokumente, insbesondere den 

betreffenden Verwaltungsvorgängen, der Europäischen Kommission, die Teil der 

Verwaltungsakte in der Beihilfesache COMP/SA.50820 – Luftrettung am Standort 

Villingen-Schwenningen sind. 

  

                                                 
1
 Amtsblatt L 345 vom 29.12.2001, S. 94. 

2
  Amtsblatt L 145 vom 31.5.2001, S. 43. 
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In ihrer ersten Antwort vom 3. April 2019 verweigerte die Generaldirektion Wettbewerb 

den Zugang zu diesen Dokumenten auf der Grundlage von Artikel 4 Absatz 2 erster 

Gedankenstrich (Schutz der geschäftlichen Interessen), Artikel 4 Absatz 2 dritter 

Gedankenstrich (Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersuchungs- und 

Audittätigkeiten) und Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 (Schutz des laufenden 

Entscheidungsprozesses) der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.  

In Ihrem Zweitantrag ersuchen Sie nun um Überprüfung des Erstbescheids. Auf die 

ausführlichen Argumente, die Sie zur Begründung Ihres Antrags angeführt haben, werde 

ich nachstehend im Einzelnen eingehen. 

2. PRÜFUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN IM RAHMEN DER VERORDNUNG (EG) 

NR. 1049/2001 

Bei der Prüfung eines nach der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 gestellten Zweitantrags 

auf Dokumenteneinsicht überprüft das Generalsekretariat den Erstbescheid der 

betreffenden Generaldirektion. 

Nach dieser Überprüfung muss ich Ihnen leider mitteilen, dass die Verweigerung des 

Zugangs zu den angeforderten Dokumenten auf der Grundlage von Artikel 4 Absatz 2 

Unterabsatz 1 (Schutz der geschäftlichen Interessen), Artikel 4 Absatz 2 dritter 

Gedankenstrich (Schutz des Zwecks von Untersuchungstätigkeiten) und Artikel 4 

Absatz 3 Unterabsatz 1 (Schutz der laufenden Entscheidungen) der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 bestätigt werden muss.  

Die genauen Gründe hierfür werden im Folgenden dargelegt. 

2.1. Schutz der geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen 

Person und Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersuchungs- und 

Audittätigkeiten 

Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union kann die 

Europäische Kommission „bei der Prüfung eines Antrags auf Zugang zu Dokumenten, 

die sich in [ihrem] Besitz befinden, mehrere der in Artikel 4 der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 enthaltenen Ablehnungsgründe kumulativ berücksichtigen“ und können 

zwei unterschiedliche Ausnahmen, wie im vorliegenden Fall, „eng miteinander 

verbunden“ sein
3
. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

verweigern „die Organe ... den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung ... 

der Schutz der geschäftlichen Interessen einer natürlichen oder juristischen Person, 

einschließlich des geistigen Eigentums, ... [beeinträchtigt würde], es sei denn, es besteht 

ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Verbreitung”. 

  

                                                 
3  Urteil des Gerichtshofs vom 13. September 2013, Niederlande/Europäische Kommission,  

T-380/08, EU:T:2013:480, Rn. 34. 
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Nach Artikel 4 Absatz 2 dritter Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

„verweigern [die Organe] den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung 

Folgendes beeinträchtigt würde: … der Schutz des Zwecks von Inspektions-, 

Untersuchungs- und Audittätigkeiten“. 

Die Dokumente, zu denen Sie Zugang beantragen, sind Teil der Verwaltungsakte 

(SA.50820 (2018/FC)) in einem laufenden Verfahren nach Artikel 108 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union und der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates 

vom 13. Juli 2015 über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden „Verordnung 

(EU) 2015/1589“)
4
. Diese Bestimmungen enthalten besondere Vorschriften für die 

Behandlung von Informationen, die im Rahmen solcher Verfahren erlangt wurden. Die 

Fusionskontrollverordnung und die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 haben 

unterschiedliche Zielsetzungen, müssen aber einheitlich ausgelegt und angewandt 

werden. Die Vorschriften über den Zugang zu Akten in den oben genannten 

Verordnungen sind ebenfalls so konzipiert, dass die Wahrung des Berufsgeheimnisses 

gewährleistet ist. Beide Rechtsakte sind der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 

gleichrangig. 

In ihrer ersten Antwort vom 3. April 2019 kam die Generaldirektion Wettbewerb zu dem 

Schluss, dass für die angeforderten Dokumente eine allgemeine Vermutung der 

Nichtoffenlegung gilt, die auf den Ausnahmen in Artikel 4 Absatz 2 erster und dritter 

Gedankenstrich sowie Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 beruht, und betonte, dass die Offenlegung der zwischen der Europäischen 

Kommission und dem Mitgliedstaat ausgetauschten Dokumente sowohl den Schutz der 

Ziele der Untersuchungstätigkeiten als auch die Wahrung der geschäftlichen Interessen 

des an einem solchen Verfahren beteiligten Unternehmens beeinträchtigen würde. 

Um diesbezüglich ihre Haltung zu untermauern, berief sich die Generaldirektion 

Wettbewerb auf die Rechtssachen C-139/07 (Kommission/TGI)
5
, T-456/13 (Sea 

Handling)
6
 und C-477/10 P (Agrofert)

7
.  

In seinem Urteil Kommission/TGI
8
, das einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten in zwei 

Beihilfesachen zum Gegenstand hatte, stellte der Gerichtshof fest, dass bezüglich der 

Ausnahmeregelung zum Schutz des Zwecks von Untersuchungstätigkeiten die 

allgemeine Vermutung besteht, dass die Verbreitung der Dokumente der Akte dem 

Zweck von Untersuchungstätigkeiten schaden würde. Der Gerichtshof führte aus, dass 

eine solche Offenlegung das System der Beihilfeverfahren gefährden würde. 

Insbesondere legte er dar, „ […] dass die Beteiligten mit Ausnahme des für die 

                                                 
4
  ABl. L 248 vom 24.9.2015, S. 9. 

5
 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010, Kommission/Technische Glaswerke Ilmenau Gmbh, C-

139/07 P, EU:C:2010:376 (im Folgenden „ Kommission/ TGI’).
 

6
 Urteil des Gerichts 25. März 2015, Sea Handling SPA/Kommission, T-456/13, EU:T:2015:185 (im 

Folgenden „Sea Handling“).  
7
 Urteil des Gerichtshofs vom 28. Juni 2012, Kommission/Agrofert, C-477/10 P, EU:C:2012:394, 

Rn. 66.  
8
 Oben zitiertes Urteil Kommission/TGI, , Rn.  52 bis 61. 
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Gewährung der Beihilfe verantwortlichen Mitgliedstaats im Rahmen des Verfahrens zur 

Kontrolle staatlicher Beihilfen nicht über das Recht verfügen, die Dokumente der 

Verwaltungsakte der Europäischen Kommission einzusehen. Wären diese Beteiligten 

nämlich in der Lage, auf der Grundlage der Verordnung Nr. 1049/2001 den Zugang zu 

den Dokumenten der Verwaltungsakte der Kommission zu erhalten, wäre das System der 

Kontrolle staatlicher Beihilfen gefährdet. Denn unabhängig von der Rechtsgrundlage, auf 

der sie gewährt wird, ermöglicht es die Akteneinsicht den Beteiligten, sämtliche bei der 

Kommission eingereichten Erklärungen und Dokumente zu erhalten und gegebenenfalls 

in ihren eigenen Erklärungen hierzu Stellung zu nehmen, was den Charakter eines 

solchen Verfahrens verändern kann“
9
.  

Diese Argumentation wurde vom Gerichtshof in seinem Urteil in der Rechtssache Sea 

Handling
10

 weiter bestätigt. In seinem Urteil in der Rechtssache Port de Brest bestätigte 

er vor kurzem‚ dass die sonstigen an Beihilfe-Verfahren Beteiligten die allgemeine 

Vermutung der Nichtoffenlegung von Dokumenten der Verfahrensakte nicht unter 

Berufung auf ein mutmaßliches besonderes Recht auf Akteneinsicht angreifen können
11

. 

Darüber hinaus hat der Gerichtshof kürzlich in seinem Urteil in der Rechtssache 

AlzChem festgestellt, dass die allgemeine Vermutung der Vertraulichkeit der Akten zu 

staatlichen Beihilfen unabhängig davon gilt, ob die Dokumente, auf die sich der Antrag 

auf Zugang bezieht, ausdrücklich genannt werden oder es sich nur um wenige 

Dokumente handelt
12

. 

Die im vorliegenden Fall in Rede stehenden Dokumente wurden nicht öffentlich 

zugänglich gemacht und sind nur einer begrenzten Zahl von Personen bekannt. 

Insbesondere enthalten die Dokumente geschäftliche und marktsensible Informationen 

über die Tätigkeiten der potenziellen Empfänger der mutmaßlichen Beihilfe, deren 

Veröffentlichung den Schutz ihrer geschäftlichen Interessen beeinträchtigen würde. Bei 

diesen Informationen handelt es sich vor allem um Geschäftsstrategien und 

Finanzinformationen.  

Wirtschaftsakteure haben ein berechtigtes Interesse daran, zu verhindern, dass Dritte 

Zugang zu strategischen Informationen über ihre ureigensten Interessen, insbesondere 

solche wirtschaftlicher Natur, sowie über ihre Geschäftstätigkeit und entsprechende 

Entwicklungspläne erhalten. Ferner stellen die in den Dokumenten der Europäischen 

Kommission dargelegten Würdigungen, insbesondere vor Abschluss einer Untersuchung, 

sensible Geschäftsinformationen dar. 

Folglich besteht somit eine echte und keineswegs hypothetische Gefahr, dass der 

öffentliche Zugang zu den oben genannten Informationen die geschäftlichen Interessen 

der betreffenden Wirtschaftsteilnehmer gefährden würde.   

                                                 
9 
 Oben zitiertes Urteil Kommission/TGI, Rn. 58, 59 und 61.

 

10 
 Oben zitiertes Urteil in der Rechtssache Sea Handling, , Rn. 36 bis 47.

 

11
 Urteil des Gerichts vom 19. September 2018, Port de Brest/Kommission, T-39/17, EU:T:2018:560, 

Rn. 58, (im Folgenden „Port de Brest“). 
12

 Urteil des Gerichtshofs vom 13. März 2019, AlzChem AG/Europäische Kommission, C-666/17 P, 

EU:C:2019:196, Rn. 32. 
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In Ihrem Zweitantrag machen Sie geltend, dass Ihr Status als Beschwerdeführer in dem 

oben genannten Beihilfeverfahren Ihnen in Ihrer Eigenschaft als „Beteiligter“ im Sinne von 

Artikel 1 Buchstabe h der Verordnung (EU) 2015/1589 ähnlich wie dem betreffenden 

Mitgliedstaat Akteneinsicht gewährt. Die Einsicht in die Akte des Beihilfeverfahrens 

zählt jedoch nicht zu den Rechten der Beteiligten. Gemäß Artikel 24 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) 2015/1589 „kann jeder Beteiligte kann nach dem Beschluss der 

Kommission zur Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens eine Stellungnahme nach 

Artikel 6 abgeben. Jeder Beteiligte, der eine solche Stellungnahme abgegeben hat, und 

jeder Empfänger einer Einzelbeihilfe erhält eine Kopie des von der Kommission gemäß 

Artikel 9 erlassenen Beschlusses.“ 

Auf jeden Fall kann ein privilegierter Zugang im Rahmen dieses Bestätigungsbeschlusses 

nicht behandelt werden, der nur den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten auf der 

Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 betrifft.
 13

 

Wie in dem ursprünglichen Bescheid der Generaldirektion Wettbewerb dargelegt, sind 

die Auswirkungen der Gewährung des Zugangs zu Dokumenten gemäß der Verordnung 

(EG) Nr.1049/2001 erga omnes in dem Sinne, dass diese Dokumente jedem Bürger und 

nicht nur Ihnen zugänglich gemacht würden. Folglich könnte die Offenlegung der 

angeforderten Dokumente zum gegenwärtigen Zeitpunkt den Schutz der rechtmäßigen 

Interessen im Sinne von Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 beeinträchtigen. 

Sobald Zugang gewährt worden ist, erhält jeder potenzielle Antragsteller Zugang zu 

dem/den betreffenden Dokument(en), unabhängig von seinem rechtlichen Status, seiner 

Beteiligung an der Wettbewerbssache oder anderen spezifischen Interessen, da „diese 

Verordnung den Zugang aller zu öffentlichen Dokumenten gewährleisten soll und nicht 

nur den Zugang des jeweiligen Antragstellers zu den ihn betreffenden Dokumenten“
14

.  

Sie haben in Ihrem Zweitantrag auch geltend gemacht, dass Sie gemäß Artikel 41 Absatz 2 

Buchstabe b der Charta der Grundrechte der Europäischen Union das Recht haben, Einsicht 

in Ihre eigene Akte zu nehmen. Bitte beachten Sie, dass der Inhalt der Verwaltungsakte der 

staatlichen Beihilfe nicht unmittelbar den Beschwerdeführer betrifft. Ein Verfahren für 

staatliche Beihilfen ist bilateraler Natur; an ihm sind die Kommission und der betreffende 

Mitgliedstaat beteiligt. In den Dokumenten erläutert Deutschland seinen Standpunkt zu den 

Aspekten der mutmaßlichen staatlichen Beihilfe für Flugrettungsdienste in der Region 

Baden-Württemberg und insbesondere der Luftrettungsbasis Villingen-Schwenningen, ohne 

jedoch zum damaligen Zeitpunkt den Beschwerdeführer zu kennen. Die Tatsache, dass das 

Beihilfeverfahren mit einer Beschwerde begonnen hat, bedeutet nicht, dass der 

Beschwerdeführer im Verfahren eine dem Mitgliedstaat vergleichbare Partei wird. 

  

                                                 
13

  Urteil des Gerichts erster Instanz vom 6. Juli 2006, Franchet und Byk/Kommission, T-391/03, 

EU:T:2006:190, Rn. 82. 
14

  Urteil des Gerichtshofs vom 26. April 2005, Sison/Rat, verbundene Rechtssachen T-110/03, T-150/03 

und T-405/03, EU:T:2005:143, Rn. 50; Urteil des Gerichts vom 20. März 2014, Reagens 

SpA/Kommission, T-181/10, EU:T:2014:139, Rn. 143. 
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Vor diesem Hintergrund bestätige ich, dass die Dokumente, die unter Ihren Antrag fallen, 

auf der Grundlage der Ausnahmeregelung nach Artikel 4 Absatz 2 erster Gedankenstrich 

(Schutz der geschäftlichen Interessen) und dritter Gedankenstrich (Schutz des Zwecks 

von Untersuchungstätigkeiten) der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 geschützt werden 

müssen. 

2.2. Schutz des laufenden Entscheidungsprozesses 

Artikel 4 Absatz 3, erster Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 sieht vor, 

dass „der Zugang zu einem Dokument, das von einem Organ für den internen Gebrauch 

erstellt wurde oder bei ihm eingegangen ist und das sich auf eine Angelegenheit bezieht, 

in der das Organ noch keinen Beschluss gefasst hat, verweigert [wird], wenn eine 

Verbreitung des Dokuments den Entscheidungsprozess des Organs ernstlich 

beeinträchtigen würde, es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse an 

der Verbreitung“. 

Wie bereits dargelegt, ist das Verfahren zur Überprüfung der staatlichen Beihilfe 

zwischen der Europäischen Kommission und dem betreffenden Mitgliedstaat strikt 

bilateral. Ein solches Verfahren impliziert häufig einen langwierigen Dialog, bei dem 

sensible Informationen ausgetauscht werden, wobei davon ausgegangen wird, dass diese 

vertraulich bleiben.  

In ihrem Bescheid verwies die Generaldirektion Wettbewerb auf das gegenseitige 

Vertrauen zwischen der Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten, das dem 

Beihilfeverfahren zugrunde liegt. Die Offenlegung der Dokumente der Verfahrensakte 

würde somit die Bereitschaft der Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit bei künftigen 

beihilferechtlichen Untersuchungen gefährden. Daher muss jederzeit Vertraulichkeit 

gewährleistet werden, um ein Klima des gegenseitigen Vertrauens zwischen der 

Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten zu schaffen und zu wahren.  

Im Übrigen würden die Dokumente, zu denen Zugang beantragt wird, die 

Untersuchungsstrategie der Europäischen Kommission offenlegen und ihre 

Veröffentlichung daher auch den Entscheidungsprozess der Institution ernsthaft 

gefährden. Die Dienststellen der Europäischen Kommission müssen bei der Vorbereitung 

eines Beschlusses ohne externen Druck sämtliche mögliche Optionen ausloten können. 

Folglich bestätige ich, dass die Dokumente, die in Ihren Beschwerdebereich fallen, auf 

der Grundlage der Ausnahmeregelung nach Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 (Schutz der 

laufenden Entscheidungen) der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 geschützt werden 

müssen. 
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3. ÜBERWIEGENDES ÖFFENTLICHES INTERESSE AN DER FREIGABE 

Von der Ausnahmeregelung nach Artikel 4 Absatz 2 erster und dritter Gedankenstrich 

und Artikel 4 Absatz 3 erster Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 muss 

abgewichen werden, wenn ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Offenlegung 

besteht. Ein derartiges Interesse muss zum einen öffentlich sein (im Gegensatz zu 

etwaigen privaten Interessen des Antragstellers) und zum anderen den durch die 

Offenlegung verursachten Schaden überwiegen. 

In Ihrem Zweitantrag bringen Sie vor, dass ein überwiegendes öffentliches Interesse an 

der Offenlegung besteht und dass Sie diese Dokumente zur Verteidigung benötigen. Sie 

vertreten die Auffassung, dass es im öffentlichen Interesse liegt, dass der 

Beschwerdeführer Einsicht in die Akte über staatliche Beihilfen erhält, um die von ihm 

vorgebrachten Argumente zu prüfen und auf die vom Mitgliedstaat vorgebrachten 

Argumente zu erwidern und der Kommission somit bei der Beendigung einer 

rechtswidrigen staatlichen Beihilfe behilflich zu sein. 

Das Interesse, das Sie an einer besseren Vorbereitung auf die Verteidigung haben 

könnten, ist ein privates und kein öffentliches Interesse. Der Gerichtshof stellte 

Folgendes fest: „Folglich muss sich die vom Gericht vorgenommene Kontrolle der 

Rechtmäßigkeit von Entscheidungen der Organe über die Verweigerung des Zugangs zu 

Dokumenten aufgrund der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 

Nr. 1049/2001 im öffentlichen Interesse vorgesehenen Ausnahmeregelungen auf die 

Prüfung beschränken, ob die Verfahrensregeln und die Bestimmungen über die 

Begründung eingehalten worden sind, der Sachverhalt zutrifft, bei der 

Tatsachenwürdigung kein offensichtlicher Fehler vorgekommen ist und kein 

Ermessensmissbrauch vorliegt.“
15

. 

Auch konnte ich kein öffentliches Interesse feststellen, das vor den durch die Artikel 4 

Absatz 2 erster und dritter Gedankenstrich und Artikel 4 Absatz 3 erster Unterabsatz der 

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 geschützten öffentlichen und privaten Interessen 

Vorrang hätte. 

4. TEILWEISER ZUGANG 

Gemäß Artikel 4, Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 habe ich die Möglichkeit 

einer Teilfreigabe der angeforderten Dokumente geprüft. 

Der Gerichtshof
16

 hat allerdings festgestellt, dass in Fällen, in denen die allgemeine 

Vermutung besteht, dass eine Freigabe in dem betreffenden Fall nicht möglich ist, 

derartige Dokumente, für die die Vermutungen gelten, nicht von der Verpflichtung zur 

vollständigen oder teilweisen Freigabe erfasst sind. 

 

                                                 
15

  Urteil des Gerichtshofs vom 1. Februar 2007, Sison/Rat, C-266/05, EU:C:2007:75, Rn. 47. 
16

  Urteil des Gerichtshofs vom 28. Juni 2012, Europäische Kommission/Odile Jacob, C-404/10 P, 

EU:C:2012:393, Rn. 133.  
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